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Verkiindet

sm 26. Oktober 1955

Haleesa, Justizsekretir

als Urkundsbeamter der
Geschédftesstelle

Im Namen des Volkes

In dem Rechtestreit

1, des Paul N G i» SIS GRD

Straie@P
2. der Margret VNNINEEED i» SN CONED-taic @

Beklagten, Berufungskliiger und Revisionskléger,

- Prozefbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. (D -
gegen

den Strumpfwirker Hermann P (D i» O, Kreis
v, '

Kldger, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten,
- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt (D

hat der VI. Zivilgenat des Bundesgerichishofs auf die miindli-
che Verhandlung vom 22. QOktober 1955 unter Mitwirkung der Bun-
desrichter Dr. Kleinewefers, Dr. Meyer, Hanebeck, Dr. Hauf und

Erbel
fiir Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 6. Zi-
vilgenats des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 9. Fehruar
1954 zu 1), 3), 6) und 7) aufgehoben.

In diesem Umfyg viizd die Sache zur anderweiten Verhandlung
und Entscheidung, auch idber die Kosten der Recvision, an
das Berufungsgericht zurlickverwiezen.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kliger ist am 2?2, Oktober 1949 auf der BundesstraBe
29 von einem Personenkraftwagen angefahren worden, den der
Beklagte zu 1) steuerte und deren Halterin die Beklcgte zu
2) war, die in dem Wagen mitfuhr,

[

Die Beklegten sind zum Ersatze von drei Vierteln des dem
Kliger entstandenen Schadens verurteilt worden, vorbehaltlich
des Ubergengs auf &ffentliche Kassen. .

Das Berufungsgericht hat den Schaden des Kligers bis
16, August 1952 auf 9 580,34 DM berechnet, von denen dem Kli:
ger drei Viertel = 'f 185,27 DM 2zu ersetzen seien, Davon scicn
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abzuziehen die Leistungen der &ffentlichen Kassen mit 4 469,24 DM';

und Zehlungen mit 2 200 DM, so da8 dem Kléger noch 51€.01 DM
zustiinden, Da der Kldger mit der Berufung nur 450 DM fiir dic.-
sen Zeitrsum verlangt, sei dieser Betrag zuzusprechen. Las Beru—
fungsgericht hat weiter einen Schmerzensgeldanspiuch des K1&.:
gers in Héhe von 3 000 DM angenommen, von dem drei Viertel =
".2 250 DM zugesprochen worden sind. Das Berufungsgcricht hat
weiter einen monatlichen Verdienstausfall des Klégers in Hohe
eines fritheren Arbeitsverdienstes fiir die Zeit von dem Unfall
bis zur Erreichung des 65, Letensjahres angenowmen und dem
Klédger eine Rente von 261 DM = drei Viertel dieses Verdienst-
ausfalles zugesprochen, abziiglich der aus offentlichen Kassen
erfolgenden Leistungen.

Die Revision ridtet sich ausschlieBflich gegen die Bercch-
nung der materiellen Schéden des Klidgers und begehrt in die-
sem Umfang Aufhebung des Urteils und Zurtickverweisung zur an -

. @erweiten Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht.

Der Klédger hat um Zuriickweisung der Revision gebeten,
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Matthias Prinz

Rechtsanwalt www.prinz.law

Entscheidungsgriinde:

Die Revision ist begriindet.
I.

Zwischen den Parteien ist nicht mehr streitig, daB die
Beklagten nur drei Viertel der Unfallschiéden des Kliigers zu
tragen haben. I Sreit ist all'ein, wie gro die Schidden sind und
ob der Kliger es schuldhaft unterlassen hat, seinen Schaden
zu mindern, so daf er von dem ihm aberkannten Viertel einen
weiteren Schadensanteil zu tragen hat (§ 254 Abs 2 BGB).

Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, daB der Il&-
ger in Hdhe von 25 % erwerbsbehindert sei. Es meint, bei dem
Alter des Klégers von 52 Jahren komme dies einem vdlligen Lus-
scheiden aus dem Arbeitsproze8 gleich. Die Beklagten miiSten da-

her fiir die mutmaB8liche Dauer seiner Schdédigung den Unterschicig.

betrag gwischen seinem zu erwartenden Arbeitseinkormen und den
ihm anléBlich des Unfalls aus bffentlichen Kassen zufliefienden
Leistungen ersetzen. Dabei ist das Berufungsgericht von einer
Rente bis gur Vollendung des 65. Lebensjahres des Kliigerz eus-
gegangen. ‘

II.

a) Das Berufungsurteil geht von einer dauernden Erwerbenin-
derung des Kligers in Hthe von 25 % aus. Eine derartige Fest-
stellung, gestiitgt auf das Gutachten der Universitiéiteklinik
zu TFiibingen vom 10.. Februar.1953, verstoft, wie die Rcvision
zutreffend riigt, gegen § 286 ZP0O, da nicht der gessmte Tatsa-
chenstoff verwertet ist.
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Das erwdhnte Gutachten schlieBt wie folgts

"Nachdem durch das neurologische Gutachten eine Haemato-
myelie nicht nachgewiesen werden konnte und die Beschwer-
den wésentlich guriickgegangen sind, die das linke Bein
betreffen, besteht heute auf Grund des neurologischen
und. chirurgischen Befundes eine Minderung der Erwerba-
fidhigkeit durch reine Unfallfolgen, zZusammengefaBt von

25.%.

Es wird fir. erforderlich gehalten,daB die noch liegenden
Drahtumschlingungen um die alte Frakturstelle entfernt
werden und anschlieBend eine energische medikomechani-
sche Behandlung durchgefithrt wird. Durch diese MaBnahme
ist zu erwarten, daB im Zustand des Pf. eine Besserung
eintritt."

Die beiden letzten AbsHtze 8ind nicht verwertet. Tas Ur-
teil ist ein Jahr nach dem Gutachten ergangen, das bei Anwen-
dung der im einzelnen angegebenen medizinischen MaBnahmen eine-
weitere Besserung erwarten lieB. Ohne weitere Feststellungen
konnte das Berufungsgericht also nicht zu der Auffassung kom-
men, daB die Erwerbsminderung noch in der angenommenen Hohe
bestehe. Es fehlt auch an Unterlagen dafiir, einen ins Gewicht
fallenden Schaden als Dauerschaden anzunehmen. Zutreffend weict
die Revision darauf hin, daB der Kléger fiir seinen Schaden be-
weispflichtig ist. Piir den Nachweis eines Dauerschadens ge-
niigt es aber nicht, darzutun, daB gu einem bestimmten in der
Vergangenheit liegenden Zeitpunkt eine Erwerbsminderung vor-
gelegen hat, sondern es mufl auch bewiesen werden, daB die FEr-
werbsminderung fortbestehen wird. Erwdgungen zu diesen durch
den wiedergegebenen Teil des Gutachtens nahegelegten Fragen
fehlen. Der Tatsachenrichter muB von dem Zustand zur Zeit der
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letzten miindlichen Verhandlung ausgehen und diesen deshelb fest-
stellen. HHtte z.B. die von den Beklagten verlangte nochmelige
drgtliche Begutachtung ergeben, daf der Kliger keinen Daner-

schaden oder nur eine geringe Erwerbsminderung nachweisen kamn,
gso wiirde dem Berufungsurteil die tatséichliche Grundlage fehlen,

Sollte dagegen der Zustand noch unver#ndert gewesen 3ein,
so kinnte, wie die Revision ebenfalls mit Recht betont, nicht
nehr der Vortrag der Beklagten ungepriift bleiben, der Kléger

. habe eine Minderung des Schadens verabsdumt. Falls er sich iiber-

haupt keiner Nachbehandlung in der #rztlich vorgeschlagenen
Weise unterzogen oder zu dieser nur ungeniigend mitgewirkt hit-
te, so wilrde es dem Berufungsgericht obgelegen haben, aus die-
sem Umstand tatsidchliche und rechtliche Folgerungen zu zichen.
Aber auch wenn der Klédger der ihm mbglicherweise obliegenden
Pflicht zur Nachbehaﬁdlung entsprochen und diese einen Brfolg
gezeigt hat, wdre noch der Vortrag der Beklagten wegen der
rickstindigen Schadensbetréige erheblich, der Kl#ger hahe sich
dieser Behandlung gu spdt untergogen, ein Vortrag, der zudem ok-
tenméiBig im Zeitpunkt der miltndlichen Verhandlung hercits da-
durch gestliitzt war, daB unstreitig der Kliéger zwischen Februar
1953 (Zeitpunkt des Gutachtens) und Mai 1953 (dem Zeitpunl:t
seiner perstnlichen Vernehmung) die Entfernung der Drahtschlin-
ge nicht hat vornehmen lassen, die'ergt die Voraussefzung der
weiteren Behandlung sein sollte, '

b) Dariiber hinaus riigt die Revision mit Recnt, daB8 das Be-
rufungsurteil Feststellungen dariiber vermissen 1léft, daB die
Frwerbsminderung in vollem Umfange unfallbedingt ist. Las der
Entscheiduné des Berufungsgerichts zugrunde liegende ‘Gutach-
ten der Universitédtsklinik in Tiibingen kommt zum Ergebnis, dal
die Erwerbsminderung durch reine Unfallfolgen 25 % betrage.
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In dem Gutachten heiBt es aber u.aot

"Unabhiéngig von diesen durch Unfall bedingten Parethesien
besteht ein sehr schlechter Allgemeinzustand und e¢in friih -
zeitiges. Altern des Herm Pl ... Die Rontgenaufnahmen
der Kniegelenke wiesen eine Arthrosis deformans beider
Kniegeienke auf.* ]

Vorher heiBt es bereits:,

"Im Gegensatz gzur letzten Untersuchung hat sich der Allge-
meinzustand des Patienten sichtlichfversohlechtert. Auch
psychisch war die Untersuchung sehr erschwert, da ein MiB-
verhdltnis zwischen objektivem Befund und subjcktiven Kla_
gen bestand. Auch im neurologischen Gutachten kommt man zu
der Auffassung, da8 es sich bei Herrn Pfund zweifcllos
um ein hyperexpressives Verhalten mit den verschiedenen
zutage tretenden psychogenen Mechanismen handelt. Auffel.-
lend war bei der heutigen Untersuchung auch eine Muskel-
minderung des gesunden Beines im Gegensatz zu der friihe-.
ren Untersuchung, was dafiir spricht, de8 Herr Pl sich
in letzter Zeit sehr geschont hat. Bei Herrn Pl hendelt
es sich um einen Mann, der fiir sein Alter verbraucht er-
scheint ... Zusammengefalt liegt auf Grund der Untersu.-
-chungsbefunde kein Anhaltspunkt fiir eine traumatische
Schéddigung des Zentralnervensystems, ingbesondere fiir
eine Haematomyelie vor."

Es lagen also im Zeitpunkt des Gutachtens neben den zwei--
felsfreien Unfallfolgen psychogene Stirungen und eine Arthrosis

IR T L P S

deformans beider Kniegelenke, also auch des nicht unfallbeechédig- -

- ten Kniegelenks vor, Es mag nun sein, daB es sich bei beidcn Er-
scheinungen um sekundédre Unfallfolgen handelt. Obwohl das Gut--



achten auch in Hinblick auf die Ausfithrungen tiber das vorszei-
tige Altern des Klégers AnlaB gegeben hiitte, festzustellen,
welches die Ursachen der angenommenen Frwerbsminderung sing,
hat das Berufungsgericht nicht zu erkennen gegeben, daB es
sich bewuBt gewesen ist, die Erwerbsmindervng des Kliigers kinn-
te auf den erwihnten, vielleicht nicht unfallbegriindeten Trsa-
chen beruhen. In einem solchen Fall kann der Tatsachenrichter
das Ergebnis des Gutachtens, daB die reinen Unfallfolgen 25 %
betragen, nicht ohne eigene Stellungnshme einfach iibernehmen,

Fir die Entscheidung des Rechtsstreits kommt es im iibri-
lich durch den Unfall beeintrichtigt ist. Das Berufungsgericht
wird also weiter klarstellen miissen, ob und gegebenenfalls in-
wieweit die festzustellende unfallbedingte Erwerbsminderung
fiir den Verdienstausfall des Klédgers urséichlich ist.

c) Der Revision ist weiter zuzugeben, daB auch die Erwidzun-
gen des Berufungsgerichts gur Frage, inwieweit der Unfallge-
schidigte sich um eine anderweite Tétigkeit bemiihen miisse, zu
rechtlichen Bedenken AnlaB geben.

Der Ausgangspunkt des Berufungsurteils, daB es in erster
Linie darauf ankomme, was dem Verletzten nach Treu vnd Glau-
ben zuzumuten éei, ist gutreffend. per erkennende Senat hat
diese Auffassung (BGHZ.10,. 18 /20/) in sténdiger Rechtspre-
chung (vgl etwa VI ZR 70/54 = VRS 1955 S 9 ff) vertreton. In
der letzten Fntecheidung ist ferner ausgesprochen, daB der
Verletzte auch fiir die Zukunft ernstlich bemiiht sein miisse,
die ihm verbliebene Arbeitskraft nu@zbringend zu verwerten,
Bei ihm liegt also weiterhin die Aufgabe, sich um einen neuen
Titigkeitabereich zu bemithen, elne Aufgabe, der er im allge-
reinen weit eher nachkommen kann, als der mit den perstnlichen



und sachlichen Verhiltnissen nicht entfernt so vertraute Schi-
diger. ¥s handelt sich hier also um eine allgemeine Erwigung.
Demgegeniiber. betrafen die vom Berufungsgericht insoweit irri-
gerweise iibernommenen Gedanken, wie sie sich aus DAR 1952, 26
ergeben, einen Sonderfall. Dort war der Verletzte als Hofeigen-
tiimer ortsgebunden und daher vom normalen Arbeitsmaricl ausge-
schlossen. Nun erwihnt das Berufungsurteil noch, daB der Kla~
ger nach dem Gutachten arbeitswillig, es jedoch filr einen
52-jdhrigen Mann an sich schon schwer sei, in den Arbeitspro-
gefl eingegliedert zu werden. Das Berufﬁpgsgericht wird bei der
anderweiten Verhandlung, die schon wegeﬁ'der unter a) und b)
erérterten Gesichtspunkte erforderlich ist, gegebenenfalls auch
nachzupriifen haben, ob das Gesamtverhalten des Kliégers, insbe-
sondere im Zusammenhang mit der oben erdrterten Notwendigkeit
einer zumutbaren mediginischen Nachbehandlung (vgl BGHZ 18,

18 ff), seinen Verpflichtungen entsprochen hat.

d) Das Berufungsgericht hat die von den Beklagten an den
Kléger zu zahlende Rente bis zur Vollendung des 6°%5. Lebensjah-
res des Klégers festgesetzt. Auch dies konnte, wie die Revi-
sion mit Recht riigt, angesichts des Gutachtens nicht ohne Ver-
stoB gegen § 286 ZPO geschehen. Das Gutachten bezeichnet den
Kléger als einen fiir sein Alter verbraucht erscheinenden Mann.
Es ist nicht ersichtlich, da auch diese frilhzeitigen Lltcrs-
erscheinungen unfallbedingt sind. Unter diesen Umstinden hiit-
te das Berufungsgericht erwigen miissen, ob der Klidger auch oh-
ne den Unfall bis zu dem angenommenen Zeitpunkt ganz oder we-
nigstens feilweise gearbeitet haben wiirde.

e) In der neuen Verhandlung ist den Parteien Gelegenheit ge-
geben, ihr weiteres Vorbringen in der Revision dem Berufungs-
gericht zu unterbreiten. Insbesondere wird das Berufungsgericht

e,

. - s
—— b Attt = 4

v o

LY

1 2TENL SO STSSINT RS R WY



3

T TRTE LT el T p

T R T

gegebenenfalls nachzupriifen haben, ob der Kléger die h&her be-
zahlte Stellung in der Florseidenstrumpf-Virkerei auch ohne dep
Unfall erhalten hétte. Das ist filr die Frage maBgeblich, ob
sein durch den Unfall verursachter Schaden nach dem zur Zeit
des Unfalls gezahlten - niedrigeren -~ oder dem zeitvieise er-
reichten htheren Einkommen 2zu errechnen ist. Andererseits wird
hierbei entsprechend dem Vortrag des Klédgers zu beriicksichtigen
sein, daB - und in welchem Umfange - dem hSheren Roheinkommen
auch zwangsliufig hdhere Ausgaben gegeniiberstanden. Endlich
ist es erforderlich, wie die Revision unter Begugnahme auf das
Urteil des. erkennenden Senats VI ZR 61/53 vom 10. April 1954,
NJV 1954, 1024 = IM Nr 4 zu § 843 BGB betont, die etwaige Er-
sparnis des Klédgers bei der Kirchen- und Lohnsteuer zu beriick-
sichtigen. Zu dllen diesen Punkten ist das Tatsachengericht
zwar weitgehend im Rahmen von § 287 2P0 freigestellt, von sei- -
nem Ermessen Gebrauch zu machen. Immerhin muB aber erkennbar
sein, daB sich der Tatrichter sowohl dieser seiner Bercchtigung
wie der von ihm zu beriicksichtigenden Umsténde bevufit gewesen
ist (BGHZ 6, 62 £f). -

I1I.

Angesichts der Besonderheiten des Falles unter den heuti-
gen wirtschaftlichen Verhdltnissen wird das Berufungsgericht
auch ermeut nachzupriifen haben, ob iiberhaupt und gegebencnrfalls
fir welchen Zeitraum die Voraussetzungen fiir die Verurteilung
auf kiinftige Leistung gemiiB § 258 ZP0 gegeben sind. Vorsussct-
zung der Verurteilung zu kiinftiger Rentenzahlung ist, daBl euch
die filr die Hohe maBgeblichen Umsténde mit ausreichender Si-
cherheit festzustellen sind (RG JV 1935, 2949 und Stoin-Jonas-
Schonke, § 258 I, 3). Kann fiir einen Fall nach den Gesantum-
stéinden eine Voraussehbarkeit nicht angenommen werden, denn
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fehlt es an den prozessualen Voraussetzungen einesg zauf § 258
ZP0 gestiitzten Urteils (vgl hierzu RGZ 145, 196 /1997). Iashe-
sondere kann nicht eine Partei darauf verwiesen werden, sie
solle gegebenenfalls zur Abénderung aus § 323 2P0 iibergehen,
wenn schon im Zeitpunkt des Rentenurteils die Unsicherheit der
Entwicklung klar vorhersehbar ist (Stein-Jonas-Schdnke aal).
Hierbei ist nicht zu iiberschen, daB fiir die 'Fdlle einer beson-
deren Schwierigkeit der Voraussehbarkeit, die auch nicht unter
Verwertung von Durchschnittssétzen (RGZ 145 aaq) und im Rahmen
von § 287 ZP0O zu lésen ist, dem Kléger eine Feststellungskloge
zur Verfiigung steht, die seine Rechte gewdhrleistet. Im vorlie-
genden Fall ist auch ein entsprechendes Feststellungsurteil in
Rechtskraft erwachsen.

Wenn der Richter trotz scheinbarer Voraussehbarkeit in
den mafgeblichen Umsténden geirrt hat, so liegt ein Anwendungs-
fall des § 323 ZPO vor. Hat aber der Richter bei der vorschau-
enden Beurteilung Erfahrungs- oder Denkgesetze auBer acht ge-
lassen, so handelt es sich um einen VerstoB gegen § 286 ZP0.

Bei der Verurteilung zu einexr Rente wegen gzukiinftigen Ver-
dienstausfalles muB deshalb insbesondere die jeweilige Arbeits-
marktlage in Betracht gezogen werden und auch die fiir die Zu-
kunft wahrscheinliche Entwicklung Beriicksichtigung finden (RGZ
160, 119 /120, 1217). Nun ist das Berufungsurteil im Februar
1954 ergengen, als schon ein sich der Vollbeschdftigung niihern-
der Zustand herrschte und nach allen maBgeblichen Anzeichen
voraussehbar war, daB eine Entwicklung sich abzeichnete, in der
auch ein Kérperbehinderter bei entsprechenden Bemiihun 2 riclii nur
einen Arbeitsplatz finden konnte, sondern sogar gesucht vurde.
Dieser Zustand, der zu einem "Auskémmen" aller Arbeitsrcscrven
filbren muB, liegt jetzt vor, war aber auch im Zeitpunkt des Ur-
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teils bereits vorhersehbar. Das Berufungsgericht wird daher
nachzupriifen haben, ob aus der zuletzt fiir Februar 1953 fest-
gestellten Arbeitslowigkeit des Kliégers auf eine leiensicnge

AusschlieBung aus dem ArbeitsprozeB8 geschlossen werden kenn,

Dr. Kleinewefers Dr. Karl E.Meyer Hanebeck
Dr. HauB Erbel



	2347 004

	B-HU12Ä4

	I.



